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Info-Brief 3 / 2019 
Neues im Betreuungsrecht 

Informationen zum neuen BTHG 
 

 

 
Was ist das Bundesteilhabegesetz? 
 
Das neue Bundesteilhabegesetz (BTHG) soll die Lebenslage von Menschen mit 
Behinderung verbessern. Ziel ist es, mehr Teilhabe und individuelle 
Selbstbestimmung zu ermöglichen.  
 
Das BTHG tritt stufenweise in Kraft. Erste Änderungen wurden bereits 2017 wirksam, 
die vollständige Umsetzung soll bis 2023 abgeschlossen sein. Was verändert sich 
durch das BTHG ab 01.01.2020? 
 

1. Die Einführung in das Sozialgesetzbuch IX  
 
Das Sozialgesetzbuch (SGB) XII „Sozialhilfe“, regelte bisher die Leistungen 
der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung. Wenn ein Mensch 
Unterstützungsleistungen der Eingliederungshilfe benötigt, dann erhält er 
diese vom jeweiligen Träger der Sozialhilfe. Dabei ist bisher egal gewesen, ob 
es sich um die Kosten für Miete, Essen und Trinken oder die pädagogische 
Unterstützung gehandelt hat. Durch das BTHG wird die Eingliederungshilfe 
aus dem SGB XII herausgelöst und in das SGB IX „Rehabilitation und 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen“ aufgenommen. Ab 2020 wird die 
Unterstützung von Menschen mit Behinderungen nicht mehr an eine 
bestimmte Wohnform gebunden. Welche Unterstützung eine Person 
bekommt, hängt ganz von ihrem persönlichen Bedarf ab. Man unterscheidet 
nicht mehr zwischen ambulanten und stationären Wohnangeboten.  

 
So ergibt sich eine Trennung der Hilfearten: 
 

 Die persönliche Unterstützung, die Menschen aufgrund ihrer Behinderung 
benötigen = Fachleistung (z.B.: therapeutische oder pädagogische Angebote) 
 

 Die existenzsichernden Leistungen für Lebensunterhalt und Kosten der 
Unterkunft und Heizung. 

 
Für Menschen, die in Einrichtungen leben, soll der Träger der Eingliederungshilfe 
lediglich die Fachleistungen erbringen. Die existenzsichernden Leistungen für 
Lebensunterhalt und Kosten der Unterkunft werden zukünftig bei den örtlichen 
Sozialämtern und Jobcentern beantragt und bewilligt. Aus diesem Grund benötigt 
jeder Betreute ein eigenes Girokonto. Menschen mit Behinderung können zukünftig 
einzelne Leistungen auswählen.  
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2. Die Verbesserung bei der Heranziehung von Vermögen und Einkommen  
 

Weiterhin sind Verbesserungen für Menschen mit Behinderung bei der 
Heranziehung von Vermögen vorgesehen. Was wurde bereits verändert? Bei der 
Bewilligung von Sozialhilfe haben sich die Vermögensfreigrenzen seit dem 
01.04.2017 von 2.600 € auf 5.000 € erhöht. Weiterhin haben sich 2017 für 
Beschäftigte von Werkstätten für Menschen mit Behinderung Verbesserungen 
ergeben: geänderte Anrechnung des Werkstattlohns im Rahmen der 
Grundsicherung, Erhöhung des Arbeitsförderungsgeldes und erweiterte 
Mitbestimmungsrechte. Durch die Einführung eines Budgets für Arbeit sollen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt mehr Möglichkeiten zur Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung geschaffen werden. Die Reform betrifft auch das 
Schwerbehindertenrecht, hier gibt es neue Merkzeichen für Taubblinde „TBI“ und 
eine geänderte Voraussetzung für das Merkzeichen „aG“ (außergewöhnliche 
Gehbehinderung), um nicht nur orthopädische, sondern auch andere ursächliche 
Gesundheitsstörungen zu berücksichtigen. 2018 gab es mit der Einführung des 
SGB IX (Stufe 1) und der vorgezogenen Verbesserung im Bereich der Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben in der Eingliederungshilfe (SGB XII) weitere 
Reformen. 

 
 

BTHG – Was muss ich tun?  
 
Am 01.01.2020 tritt die nächste, bisher weitreichendste Stufe des BTHG in Kraft. 
 
Dies hat zur Folge, dass zukünftig existenzsichernde Leistungen von Fachleistungen 
unterschieden werden. Während die Fachleistungen in der Regel weiterhin vom 
Träger der überörtlichen Sozialhilfe gezahlt werden, werden die existenzsichernden 
Leistungen zukünftig von den örtlichen Sozialleistungsträgern gezahlt.  
 
Was haben Sie als rechtliche Betreuerin/rechtlicher Betreuer eines Menschen zu 
veranlassen, der bisher in einer Einrichtung lebt (z.B. einem Wohnheim für 
Menschen mit Behinderung) und die hierdurch entstehenden Kosten durch die 
Träger der Sozialhilfe getragen werden? 
 

1. Zunächst muss, (sofern noch nicht vorhanden) ein Girokonto eingerichtet 
werden. Auf dieses wird zukünftig die Rente (sofern vorhanden) und/oder die 
Grundsicherung eingehen. Außerdem werden von diesem Girokonto alle 
Rechnungen bezahlt, die anfallen. Manche Einrichtungsträger prüfen derzeit, 
ob es möglich ist die sogenannten „Taschengeldkonten“ weiter zu führen, hier 
liegen aber noch keine abschließenden Ergebnisse vor.  
 

2. Die existenzsichernden Leistungen (in der Regel Grundsicherung) müssen 
beim örtlichen Träger der Sozialhilfe beantragt werden. Sobald Ihnen ein Miet- 
bzw. Nutzungsvertrag des Einrichtungsträgers vorliegt, können Sie beim 
örtlichen Sozialamt Grundsicherungsleistungen gem. SGB XII ab dem 
01.01.2020 beantragen. Sollten Mietverträge noch nicht vorliegen, können 
diese nachgereicht werden. Den Vordruck hierzu können Sie in der Regel auf 
der Internetseite der zuständigen Stadt-, bzw. Gemeindeverwaltung 
herunterladen, evtl. wurde Ihnen dieser auch schon zugesandt. Diesem 
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Antrag sind Unterlagen zum Einkommen, sowie Nachweise der letzten 3 
Monate über das Vermögen der zu betreuenden Person bei zu fügen. 
Grundsicherung wird in der Regel für 1 Jahr gewährt, danach muss die 
Behörde Sie gegebenenfalls dazu auffordern, einen Weiterbewilligungsantrag 
zu stellen. Tut sie dies nicht, läuft die Leistung weiter. Gibt es einen 
Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen „G“ besteht Anspruch auf 
einen Mehrbedarf in Höhe von 17 % auf den Regelsatz. Dies gilt es evtl. zu 
überprüfen.  
 

3. Erhält die zu betreuende Person beispielsweise Rente und 
Werkstatteinkommen und hat aufgrund der Höhe keinen Anspruch auf 
Grundsicherung, lohnt ein Antrag auf Wohngeld. Dieser ist bei der örtl. 
Wohngeldstelle zu stellen.  
 

4. Erhält die zu betreuende Person eine Rente, so ist diese in der Regel an den 
Sozialhilfeträger abgetreten. Ab 01.01.2020 hat dieser aber keinen Anspruch 
mehr auf diese Überleitung. Die Rente muss zukünftig auf das Konto der zu 
betreuenden Person gezahlt werden. Hierfür muss ein „Antrag auf unbare 
Rentenzahlung“ beim Rententräger gestellt werden. Den Vordruck hierzu 
finden Sie im Internet im Servicebereich des zuständigen Rententrägers oder 
er wurde Ihnen ebenfalls bereits zugesandt. (Achtung: Die Bearbeitung dauert 
jetzt schon bis zu 3 Monate.) 

 
 
Dies alles ist zunächst ein ziemlicher Aufwand aber in der Regel ist es ein einmaliger 
Aufwand. Wenn die Leistungen einmal fließen, sind nur noch 
Weiterbewilligungsanträge zu stellen, zu denen Sie aufgefordert werden.  
 
Wenn Sie sich unsicher sind und das Gefühl haben, nicht mehr weiter zu kommen, 
nehmen Sie Hilfe in Anspruch. Die Sozialbehörden haben eine Beratungspflicht, 
bestehen Sie darauf. Viele Träger von betroffenen Einrichtungen bieten Vorträge an 
oder überlegen jetzt schon, wie sie Sie unterstützen können.  
 
 
                                ------------------------------------------------------ 
 
 
Nachfolgend haben wir einige Fragen aufgelistet, die von gesetzlichen Betreuerinnen 
und Betreuern an das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung in Rheinland-
Pfalz gestellt wurden. 
 
Herr Achim Rhein vom Landesamt hat die Fragen als Vorstandsmitglied der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS) 
beantwortet. Die Antworten sind nicht rechtsverbindlich, sondern nur als Orientierung 
zu sehen. 
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1. Wer übernimmt die Kontoführungsgebühren oder müssen diese auch 
vom Barbetrag bezahlt werden? Was ist mit den höheren Kosten bei 
einem Pfändungsschutzkonto? 

 
 
Die Kontoführungsgebühren sind aus dem Regelbedarf zu bestreiten, dies heißt aus 
den 389 €, die ihren Betreuten ab dem 1. Januar 2020 voraussichtlich zustehen. Bitte 
beachten Sie dabei, dass ausreichend genügend Mittel dafür von Ihnen vorgesehen 
werden. Bitte prüfen Sie genau, welchen Anteil sie aus dieser Summe an die 
Einrichtung für die Nahrungsmittel und andere Kosten des Lebensunterhaltes 
überweisen. 
 
 

2. Wann sollte ich überhaupt das Konto eröffnen? 
 
Ein Konto sollte spätestens zum 1. Januar 2020 eingerichtet sein, jedoch empfehle 
ich Ihnen rechtzeitig ein solches zu eröffnen, damit es nicht zu 
Informationsengpässen mit den Leistungsträgern kommt. Die Deutsche 
Rentenversicherung bittet jetzt schon um Angabe der Kontonummer, sodass es 
ratsam ist, rechtzeitig ein solches einzurichten. Leider ist es derzeit aus dem 
Barbetrag zu bestreiten, sollten keine weiteren Einkommen vorhanden sein. 
Hinsichtlich der Beantragung einer einmaligen Beihilfe für die Übernahme der 
Kontoführungsgebühren bitte ich Sie, sich gegebenenfalls an das örtliche Sozialamt 
zu wenden. 
 
 

3. Bekomme ich überhaupt ein Konto für meinen Betreuten, da es sich ja 
nur um Durchgangsposten handelt, wie z. B. Miete, Dienstleistungen, 
persönliches Budget usw. (kein Einkommen). 

 
Ja, sie bekommen ein Konto für ihren Betreuten. Einzelne Einrichtungen haben 
Bedenken des Missbrauches und bieten ausdrücklich an, die Verwaltung der 
Grundsicherungsmittel und des Geldes, das für den persönlichen Bedarf übrigbleibt, 
weiter zu übernehmen. Diese gewählte oder vorgeschlagene Version entspricht nicht 
den Vorgaben der UNBRK und dem daraus resultierenden BTHG zur Verwirklichung 
des Selbstbestimmungsrechtes des Menschen mit Behinderungen und sollte nicht 
praktiziert werden. Es gibt die Möglichkeit der Einwilligungen zur Direktzahlung 
(„Abtretungserklärung“ ist eigentlich der falsche Begriff). Das Sozialamt kann sich 
nach den Wünschen auf Direktzahlung an die Träger der besonderen Wohnformen 
richten – es darf aber dafür keine Vorgaben machen. Im § 35 Abs. 1 des 
Sozialgesetzbuchs XII, der zur Hilfe zum Lebensunterhalt Regelungen trifft und über 
§ 43 a auch für die Grundsicherung gilt, sind anerkannte Gründe festgehalten, um 
Kosten für die Unterkunft auch ohne Antrag des Hilfeempfängers direkt an Vermieter 
und andere Zahlungsempfänger zu überweisen. 
 
Gesetzestext:  
Direktzahlungen an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte sollen erfolgen, 
wenn die zweckentsprechende Verwendung durch die leistungsberechtigte Person 
nicht sichergestellt ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn 
1.Mietrückstände bestehen, die zu einer außerordentlichen Kündigung des 
Mietverhältnisses berechtigen, 
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2.Energiekostenrückstände bestehen, die zu einer Unterbrechung der 
Energieversorgung berechtigen, 
3.konkrete Anhaltspunkte für ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermögen der 
leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu verwenden, 
oder 
4.konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis 
eingetragene leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend 
verwendet. 
Werden die Bedarfe für die Unterkunft und Heizung durch Direktzahlung an den 
Vermieter oder andere Empfangsberechtigte gedeckt, hat der Träger der Sozialhilfe 
die leistungsberechtigte Person darüber schriftlich zu unterrichten. 
 
Sollte Ihr Betreuter eine Rente erhalten, so kann die direkt von Ihnen übergeleitet 
werden. Hierzu müssten sie eigentlich einen Vordruck von dem jetzigen Kostenträger 
erhalten haben. 
 
Nach der Zahlungskontenrichtlinie 2014/92/EU: Art. 17 Abs. 1 lit. d iii) und 
Erwägungsgrund 44 hat Ihr Betreuter ein Anspruch auf ein sogenanntes 
Positivkonto. Die Bankverbindung mit dem Girokonto muss dem Sozialleistungs-
Träger und allen anderen Leistungsträgern – z.B. dem Rententräger, dem 
Eingliederungshilfeträger, der Wohngeldstelle – von denen Leistungen in Anspruch 
genommen werden, mitgeteilt werden. 
 
 

4. Was ist bei Schulden zu beachten? Kann ich den Freibetrag erhöhen 
lassen bei einem Pfändungsschutzkonto? Was passiert bei 
unterschiedlichen Geldeingangstagen? Liegt eine Pfändung vor? 

 
Der Grundfreibetrag auf dem P-Konto dient als persönlicher Basispfändungsschutz 
zur Sicherung des Existenzminimums und entspricht dem Pfändungsfreibetrag nach 
§ 850c Abs. 1 i.V.m. § 850c Abs. 2a ZPO. Der aktuelle Grundfreibetrag auf dem P-
Konto ist einkommensunabhängig und beträgt pauschal 1.178,59 EUR. Über 
Guthaben bis zur Höhe des Grundfreibetrages kann man bei einem 
Pfändungsschutzkonto auch trotz einer Kontopfändung verfügen.  Es besteht die 
Möglichkeit, auch weitere Freibeträge auf dem P-Konto zu erhalten. Neben dem 
Grundfreibetrag können auf dem P-Konto maximal fünf weitere Freibeträge 
eingerichtet werden. Die weiteren Freibeträge richtet die Bank oder Sparkasse im 
Gegensatz zu dem Grundfreibetrag jedoch nicht automatisch ein, sondern nur wenn 
man einen Nachweis in Form einer Bescheinigung nach § 850k Abs. 5 ZPO vorlegt. 
Sie sollten in diesen Fällen eine entsprechende Bescheinigung besorgen und der 
Bank vorlegen. Die Bescheinigung kann man online beauftragen. Man muss hierfür 
nur den Freibetrag berechnen und man kann im Anschluss eine entsprechende 
Bescheinigung beauftragen.  
 
Zuständige Rechtsanwälte und Fachanwälte für Insolvenzrecht stellen die 
Bescheinigung, die man bei der Bank dann nur noch vorlegen muss, aus. Eine 
Ausnahme gilt nur, wenn das Konto wegen Unterhaltsschulden gepfändet wurde. 
Dann kann ein niedrigerer Freibetrag, der durch das Gericht festgelegt wird, damit 
die Unterhaltsschulden bezahlt werden können. 
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5. Wie verhält es sich bei sozialschwachen Betreuten, die von ihren 
Familien betreut werden und Zugang zum Konto haben (Vergreifen diese 
sich am Geld?)? 

 
Solange kein Einwilligungsvorbehalt vorliegt, ist es in der Tat so, dass ihre Betreuten 
frei über ihr Geld verfügen können. In diesen Fällen besteht in begründeten Fällen 
lediglich die Möglichkeit, die oben genannten Direktzahlungen für die Kosten der 
Unterkunft durchzuführen. Das Risiko besteht dann nur noch für den Anteil der 
Regelbedarfsstufe 2, also die 389 €. Dieser Betrag dient der Erhaltung des 
Lebensunterhaltes. Auch in der Vergangenheit konnten sie nicht verhindern, dass Ihr 
Betreuter sein Taschengeld von rund 115 € schon am Monatsanfang ausgegeben 
hat. 
 
 

6. Es liegen kaum oder gar keine neuen Miet- und Dienstleistungsverträge 
vor! 

 
In der Tat ist dies der Fall. Ich bitte sich gegebenenfalls mit der Einrichtung in 
Verbindung zu setzen und darum zu bitten, eine Mietbescheinigung auszustellen, die 
der Mensch mit Behinderungen oder sie dann beim Träger der Sozialhilfe in Bezug 
auf die Gewährung von Grundsicherung vorlegen kann. Aufgrund eines bestimmten 
Verfahrens, welches zwischen den Einrichtungen und den Kostenträgern verabredet 
ist, kann es derzeit noch zu Verzögerungen kommen, bis Ihnen ein unterschriftsreifer 
WBVG-Vertrag von der Einrichtung vorgelegt wird. 
 
 

7. Was sind gerechtfertigte Kosten bei den Dienstleistungsverträgen 
(Reinigung, Verpflegung, Pflege, Begleitung usw.)? 

 
Diese Frage kann ich Ihnen nicht pauschal beantworten. Sie muss im Einzelfall 
geprüft werden. Grundsätzlich befinden wir uns im Bereich des privaten 
Vertragsrechtes, d. h. der Mensch mit Behinderungen oder sie als sein rechtlicher 
Vertreter haben im Einzelfall darauf zu achten, welche Kosten ihnen berechnet 
werden. Hinsichtlich der Kosten für Reinigung, Pflege und Begleitung haben Sie 
grundsätzlich keine Verhandlungsoption, da die maßgeblichen Vergütungssätze 
zwischen den Leistungserbringern und den Leistungsträgern verhandelt werden. 
Sollten Sie hierzu nähere Erläuterungen benötigen würde ich Sie darum bitten, sich 
mit dem örtlichen Sozialamt in Verbindung zu setzen. Insgesamt ist anzumerken, 
dass wir in Rheinland-Pfalz in diesem Bereich eine Übergangsregelung bis zum ein 
30.12.2022 geschaffen haben, in der das bisherige Recht noch fortgeführt werden 
kann. 
 
 

8. Muss ich jetzt vorsichthalber für jeden Betreuten einen 
Einwilligungsvorbehalt einrichten (Betreute gehen zur Bank und holen 
„Ihr“ Geld ab)? 

 
Ich gehe davon aus, dass sie nicht in jedem Fall einen Einwilligungsvorbehalt 
bekommen werden. Pauschal kann man diese Frage auch hier nicht beantworten. 
Die Voraussetzungen für diesen Grundrechtseingriff sind eng gefasst. In 
begründeten Einzelfällen werden sie bestimmt entsprechende Entscheidungen von 
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dem zuständigen Betreuungsgericht erhalten. Nur sie als rechtlicher Betreuer können 
entscheiden, in welchen Fällen sie dieses grundrechtseingrenzende Rechtsmittel 
beantragen werden. 
 


